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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Deutlich, mit 124 zu 62 Stimmen bei 2 Enthaltungen, erteilte der Nationalrat in der
Wintersession 2020 einer durch die UREK-NR abgeänderten Fassung der Motion
Français (fdp, VD) für einen Investitionsplan hinsichtlich der Energieautonomie der
Immobilien des Bundes bis in 12 Jahren grünes Licht. Primäres Ziel der Motion war es,
dass der Energieverbrauch der Bundesverwaltung mit erneuerbaren Energiequellen
gedeckt wird und der Bund damit eine Vorreiterrolle in der Energienutzung einnimmt.
Der Bundesrat soll dazu beauftragt werden, einen Investitionsplan vorzulegen (allenfalls
mittels Vierjahresplänen), um die Energieautonomie der Immobilien des Bundes bis in
12 Jahren sicherzustellen. Zankapfel der Motion war nicht das eigentliche Begehren
selber, sondern primär die Auslegung des Begriffs «Energieautonomie», was sich zuvor
auch schon in der ständerätlichen Debatte gezeigt hatte. Die UREK-NR hatte den
Motionstext daraufhin dahingehend abgeändert, dass die Immobilien des Bundes nicht
mehr innert zwölf Jahren energieautonom auszugestalten sind, sondern innert der
gleichen Frist die Ausrüstung der geeigneten Dach- und Fassadenflächen mit
Fotovoltaikanlagen für die Stromproduktion anzustreben ist. Zudem hatte die
Kommissionsmehrheit im Motionstext ergänzt, dass energetische Sanierungen bei
Bundesimmobilien, insbesondere auch bei der Nutzung erneuerbarer Wärme,
beschleunigt werden sollen. Nicht gänzlich aus dem Motionstext gestrichen hatte die
Kommission jedoch die vom Bundesrat kritisierte Bezeichnung «Energieautonomie».
Die Streichung derselben hatte zuvor auch der Ständerat als Erstrat von der UREK-NR
verlangt. Energieministerin Simonetta Sommaruga erklärte deshalb im Rat, dass auch
die abgeänderte Variante zwar in ihrer Stossrichtung der Meinung des Bundesrates
entspreche, die wörtliche Auslegung von «Energieautonomie» aber faktisch eine
Trennung der Bundesimmobilien vom übrigen Stromnetz verlangen würde, was erstens
nicht der Absicht des Motionärs entsprechen dürfte und zweitens riesige Investitionen
vonnöten machen würde. Der Bundesrat beantragte aus diesem Grund, nicht aber aus
anderen inhaltlichen Belangen, der Minderheit Imark (svp, SO) zu folgen und die Motion
abzulehnen. Die eigentliche Idee dieser Motion, die Bundesimmobilien innerhalb von
zwölf Jahren mit erneuerbarer Energie zu versorgen und dafür entsprechende
Investitionen zu planen, könne mit dem beschlossenen «Klimapaket Bundesverwaltung»
und der sehr ähnlichen Motion Jauslin (fdp, AG; Mo. 19.3784) erreicht werden, erklärte
die Energieministerin im Plenum, wo sie allerdings keine Mehrheit überzeugen konnte. 1

MOTION
DATUM: 17.12.2020
MARCO ACKERMANN

Les motions des députés Samuel Mathias Jauslin (plr, AG) (19.3784) et Olivier Français
(plr, VD) (19.3750) demandaient au Conseil fédéral d'assurer, d'ici douze ans,
l'autonomie énergétique du patrimoine immobilier de la Confédération. D'une part,
l'objectif était de développer la production d'électricité par installations
photovoltaïques, en exploitant au maximum les surfaces existantes sur les bâtiments de
l'administration fédérale. D'autre part, il s'agissait d'accélérer l'assainissement
énergétique et climatique du patrimoine immobilier de la Confédération. Les motions
ont été acceptées par le Parlement qui a souligné la nécessité, pour la Confédération,
de montrer l'exemple.
Le rapport du Conseil fédéral sur l'autonomie énergétique du patrimoine immobilier
de la Confédération définit les prochaines étapes pour atteindre les objectifs des deux
motions. Premièrement, le service de la construction des immeubles de la
Confédération (SCI), en collaboration avec l'Office fédéral des routes (OFROU), ont mis
à jour, jusqu'en 2034, leur analyse des potentiels d'installation de panneaux
photovoltaïques sur le patrimoine immobilier de la Confédération. Deuxièmement, le
rapport rappelle que le Conseil fédéral a décidé, en 2019 déjà, de réduire de 50 pour
cent les émissions de gaz à effet de serre de l'administration fédérale. Cette mesure a
été enclenchée au sein de la Stratégie énergétique 2050. Troisièmement, le SCI et
l'OFROU vont accélérer le remplacement des chauffages à mazout, par des sources
d'énergies renouvelables, jusqu'en 2030 au plus tard. Quatrièmement, l'énergie
excédentaire pourra être consommée sur un autre site appartenant à la Confédération.
Cette nouvelle mesure devrait favoriser l'installation de panneaux photovoltaïques,
éviter les pertes d'énergies, et garantir que l'énergie produite par la Confédération est
utilisée à 100 pour cent par l'administration fédérale, comme prévu par la Constitution.

MOTION
DATUM: 19.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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En effet, la Confédération ne doit pas intervenir sur le marché avec un excédent
d'électricité. Cinquièmement, le rapport cite un nouveau système pour le calcul du
seuil de rentabilité pour les installations photovoltaïques de la Confédération. 
Au final, le Conseil fédéral estime que les différentes mesures citées dans le rapport
permettront de répondre aux exigences des motions Jauslin (plr, AG) et Français (plr,
VD). 2

Alternativenergien

In einer Motion forderte Ständerat Olivier Français (fdp, VD) vom Bundesrat einen
Investitionsplan, wie die Energieautonomie der Immobilien des Bundes bis in 12
Jahren sichergestellt werden kann. Dem Waadtländer Ständerat ging es hierbei vor
allem um die Investitionen in Fotovoltaikanlagen, um eine autonome und
umweltfreundliche Stromversorgung im Immobilienbestand des Bundes sicherzustellen.
Erstaunt reagierte der Motionär in der Herbstsession 2019 im Stöckli jedoch auf die
ablehnende Haltung des Bundesrates, dies vor allem, weil der Bundesrat eine praktisch
identische Forderung (Mo. 19.3784) von seinem Deutschschweizer Nationalratskollegen
Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) am selben Tag (4.9.2019) zur Annahme empfohlen
hatte. Sarkastisch richtete sich Français deshalb an Bundesrätin Simonetta Sommaruga
mit den Fragen, ob das Gremium einen Unterschied bei der Behandlung von
französich- und deutschsprachigen Texten mache, ob es womöglich einen Röstigraben
durch die Bundesverwaltung gebe oder ob Vorstösse aus dem Ständerat nicht gleich
behandelt würden wie solche aus dem Nationalrat. Er nahm den Antrag des
Bundesrates nicht zuletzt auch persönlich und stellte die Frage in den Raum, ob er
vielleicht einen schlechteren Ruf habe als sein geschätzter Amtskollege im Nationalrat.
Umweltministerin Sommaruga versuchte daraufhin die zwei unterschiedlichen
Haltungen des Bundesrates zu erklären und verwies auf den Unterschied im
Motionstext, wonach sein Amtskollege Jauslin von einer Versorgung mit «erneuerbaren
Energien» spreche und die vorliegende Motion von einer «autonomen Versorgung».
Der Bundesrat unterstütze demnach die Versorgung der Bundesgebäude mit
erneuerbaren Energien – so wie dies beispielsweise auch schon die bundesnahen
Betriebe mit der Initiative «Energievorbild Bund» anstrebten – halte jedoch wenig von
einer jederzeit vollständig gedeckten Energie-Eigenproduktion in der
Bundesverwaltung. Das Schlusswort ergriff Ständerat Konrad Graber (cvp, LU), der die
vorliegende Motion ebenfalls zur Annahme empfahl und anmerkte, dass der Bundesrat
im Zweitrat immer noch die Möglichkeit habe, eine kleinere Änderung des
Motionstextes zu beantragen, sodass dann beide Vorstösse deckungsgleich wären.
Allenfalls könnte auch die zuständige Kommission die Anpassung vornehmen. Mit nur
einer Gegenstimme bei 36 Befürworterinnen und Befürwortern folgte der Ständerat
diesem Votum und nahm die Motion Français im Herbst 2019 deutlich an. 3

MOTION
DATUM: 10.09.2019
MARCO ACKERMANN

Analog zu der sehr ähnlich lautenden, im Ständerat eingereichten und bereits
angenommenen Motion Français (fdp, FR; Mo. 19.3750) folgte der Nationalrat in der
Sommersession 2021 dem Antrag des Bundesrates und nahm eine Motion des Aargauer
FDP-Nationalrats Matthias Samuel Jauslin für eine Fotovoltaik-Offensive auf den
Immobilien des Bundes mit 135 zu 51 Stimmen bei zwei Enthaltungen an. Die Motion
verlangte, dass der Bundesrat innerhalb der nächsten zwölf Jahre dafür sorgt, dass der
Stromverbrauch der Bundesimmobilien durch eigene Produktionsanlagen gedeckt wird.
Zwar würde die Bundesverwaltung bereits heute zu 100 Prozent erneuerbaren Strom
aus Wasserkraft beziehen, allerdings führe dies dazu, dass der Bund als Grosskunde die
Verfügbarkeiten von umweltfreundlichen Ressourcen zulasten der Privatwirtschaft
monopolisiere, erklärte Jauslin im Rat. Die Bundesverwaltung solle deshalb die
Produktion von erneuerbaren Energien – als ideales Mittel durch Fotovoltaikanlagen auf
den Bundesimmobilien – ausweiten. Bekämpfer Christian Imark (svp, SO) kritisierte,
dieses Anliegen führe zu einer «unüberlegten, ineffizienten und überteuerten Politik».
Er forderte stattdessen, dass diese Aufgaben durch die Privatwirtschaft erfüllt werden
sollen. Zu reden gab wie bei der Motion Français zudem die Frage der Energieautarkie –
ob also die Bundesverwaltung vom Rest der Energieversorgung abgetrennt und
autonom agieren müsste. Energieministerin Simonetta Sommaruga strich im Rat aber
heraus, dass eben gerade dieser Punkt ein entscheidender Unterschied zur Motion
Français darstelle, weil bei der vorliegenden Motion Jauslin keine Autarkie gefordert
werde und insbesondere auch Dritte – also privatwirtschaftliche Akteure – die
Fotovoltaikanlagen auf diesen entsprechenden Flächen betreiben könnten. In der
Abstimmung folgten schliesslich alle Fraktionen ausser der geschlossen ablehnenden

MOTION
DATUM: 17.06.2021
MARCO ACKERMANN
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SVP-Fraktion dem Ansinnen des Bundesrates. 4

Matthias Samuel Jauslin (plr, AG) a déposé une motion pour forcer le Conseil fédéral à
investir dans les énergies renouvelables, et notamment photovoltaïques, pour
alimenter en énergie son patrimoine immobilier. D'après le député, le Conseil fédéral
doit viser la quasi-autonomie, en termes de besoins en énergie électrique, d'ici à douze
ans. Le Conseil fédéral s'est montré favorable à la motion qui a ensuite été acceptée
par la chambre basse. 
De son côté, la Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil des États (CEATE-CE) a préconisé une adoption de la motion par 9
voix contre 1 et 2 abstentions. Elle considère que la Confédération doit montrer
l'exemple dans le domaine des énergies renouvelables. De plus, elle a rappelé qu'une
motion similaire 19.3750 avait déjà été adoptée par les deux chambres. Lors du vote en
chambre, la motion a été tacitement adoptée. 5

MOTION
DATUM: 28.02.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Les motions des députés Samuel Mathias Jauslin (plr, AG) (19.3784) et Olivier Français
(plr, VD) (19.3750) demandaient au Conseil fédéral d'assurer, d'ici douze ans,
l'autonomie énergétique du patrimoine immobilier de la Confédération. D'une part,
l'objectif était de développer la production d'électricité par installations
photovoltaïques, en exploitant au maximum les surfaces existantes sur les bâtiments de
l'administration fédérale. D'autre part, il s'agissait d'accélérer l'assainissement
énergétique et climatique du patrimoine immobilier de la Confédération. Les motions
ont été acceptées par le Parlement qui a souligné la nécessité, pour la Confédération,
de montrer l'exemple.
Le rapport du Conseil fédéral sur l'autonomie énergétique du patrimoine immobilier
de la Confédération définit les prochaines étapes pour atteindre les objectifs des deux
motions. Premièrement, le service de la construction des immeubles de la
Confédération (SCI), en collaboration avec l'Office fédéral des routes (OFROU), ont mis
à jour, jusqu'en 2034, leur analyse des potentiels d'installation de panneaux
photovoltaïques sur le patrimoine immobilier de la Confédération. Deuxièmement, le
rapport rappelle que le Conseil fédéral a décidé, en 2019 déjà, de réduire de 50 pour
cent les émissions de gaz à effet de serre de l'administration fédérale. Cette mesure a
été enclenchée au sein de la Stratégie énergétique 2050. Troisièmement, le SCI et
l'OFROU vont accélérer le remplacement des chauffages à mazout, par des sources
d'énergies renouvelables, jusqu'en 2030 au plus tard. Quatrièmement, l'énergie
excédentaire pourra être consommée sur un autre site appartenant à la Confédération.
Cette nouvelle mesure devrait favoriser l'installation de panneaux photovoltaïques,
éviter les pertes d'énergie et garantir que l'énergie produite par la Confédération est
utilisée à 100 pour cent par l'administration fédérale, comme prévu par la Constitution.
En effet, la Confédération ne doit pas intervenir sur le marché avec un excédent
d'électricité. Cinquièmement, le rapport cite un nouveau système pour le calcul du
seuil de rentabilité pour les installations photovoltaïques de la Confédération. 
Au final, le Conseil fédéral estime que les différentes mesures citées dans le rapport
permettront de répondre aux exigences des motions Jauslin (plr, AG) et Français (plr,
VD). 6

MOTION
DATUM: 19.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Nationalrat Bruno Storni (sp, TI) reichte im September 2021 ein Postulat bezüglich der
Finanzierungsmöglichkeiten von energetischen Gebäudesanierungen ein. Konkret solle
der Bundesrat überprüfen, ob es neue Gesetze oder Massnahmen brauche, um die
finanziellen Anreize für diese Art von Sanierungen zu verbessern. Der Postulant war
nämlich der Ansicht, dass die bisherigen finanziellen Anreize im Rahmen des im CO2-
Gesetz enthaltenen Gebäudeprogramms nicht genügend hoch und deshalb nur für
Wohneigentümerinnen und -eigentümer mit hohem Einkommen geeignet seien.
Folglich schreite die energetische Sanierung des Gebäudebestands in der Schweiz zu
langsam voran. Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme, da er finanzielle
Anreize für Gebäudesanierungen als eine wichtige Massnahme zum Erreichen des
Netto-Null-Ziels erachte. Ausserdem reihe sich das Postulat gut in laufende Arbeiten
des BFE und des BAFU zur Vorbereitung der geplanten Revision des CO2-Gesetzes ein. 

POSTULAT
DATUM: 17.03.2022
ELIA HEER
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Das Postulat wurde von Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) sowie von Walter Wobmann
(svp, SO) bekämpft. Daher beugten sich die Mitglieder der grossen Kammer in der
Frühlingssession 2022 über den Vorstoss. Jauslin zeigte in seinem Votum durchaus
Verständnis für das Anliegen des Postulanten. Jedoch wolle er nicht «Umverteilungen
von Reich zu Arm oder von Arm zu Reich [in das Gebäudeprogramm] einbauen».
Ausserdem sei zu beachten, dass das Gewerbe aufgrund des Fachkräftemangels nicht in
der Lage sei, unendlich viele Wärmepumpen in kurzer Zeit zu verbauen. Nicht zuletzt
werde die Thematik bereits im Rahmen anderer Vorhaben untersucht, etwa beim
indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative, weshalb das Postulat überflüssig sei.
Der Nationalrat folgte jedoch Postulant Storni sowie dem Antrag von Bundesrätin
Simonetta Sommaruga und nahm das Postulat mit 116 zu 72 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen setzten sich aus der geschlossenen SVP-
Fraktion sowie einer Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion zusammen. 7
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